
ie Atomkatastrophe vom März 2 0 1 1 in Fu-
ku shima veranlasste die einstigen B efür-

worterInnen der deutschen Atomenergie die we-
nige Monate zuvor b eschlo ssene Laufzeitverlän-
gerung zurück zu nehmen, die problematischsten
acht Meiler sofort abzu schalten und für die re stli-
chen die Laufzeit bis maximal 2 02 2 zu b egren-
zen.

1 )

Diese Entscheidung zum Atomau sstieg er-

folgte einseitig auf nationaler Eb ene , ohne Rück-
sicht auf andere , die Kernkraft weiter forcierende
EU- o der sonstige Staaten. Ob die ser Sinne swan-
del b ei den maßgeblichen PolitikerInnen in Uni-
on und FDP nun au s neu gewonnener Einsicht in
die Gefahren der atomaren Energiegewinnung
o der eher au s wahltaktischen Üb erlegungen er-
folgte , sei dahingestellt und spielt für den einge-
schlagenen Weg keine entscheidende Rolle .

Eine no ch größere B edrohung für die Mensch-
heit geht von der weltweiten militärischen Rüs-

1 ) http ://de .wikipedia. org/wiki/Atomausstieg − Zugriff am
2 3 . 0 3 . 2 02 2
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Unverständlich ist mir, offen gesagt, auch, d ass
der Tage sspiegel einen B eitrag mit augenschein-
lich gravierenden j ournalistischen Schwächen
zum Ab druck gebracht hat. Woher weiß eigent-
lich Herr Dr. Gauland , dass »die D eutschen« , also
üb er 8 0 Millionen Menschen, »ein ge störte s Ver-
hältnis zur militärischen Gewalt« hab en und d ass
»die D eutschen« allein in »der Welt« mit ihrer » ab-
soluten Verwerfung militärischer Gewalt« ste-
hen? Wie definiert Herr Dr. Gauland »die Welt« ?
Spricht er von allen Menschen/Bürgern dieser Er-
de ? Meint er die Regierungen? O der nur die Mehr-
heit der kriegsb ereiten westlichen Regierungen,
die ab er nicht für »die Welt« stehen? E s handelt
sich b ei solchen Parolen um augenscheinliche
Simplifizierungen, die die Komplexität der realen
Gegeb enheiten und diffizilen Probleme gleich-
sam auf Stammtischnive au ignorieren . Für einen
wissenschaftlich ausgebildeten Historiker und Ju-
risten ist das b eschämend und , zurückhaltend aus-
gedrückt, nahe an der Grenze zur Peinlichkeit !

D as Skandalon eine s solchen Plädoyers eines
hohen (Ruhestands-) B e amten für den Verfas-
sungs- und Völkerrechtsbruch weist üb er den ak-
tuellen Vorgang hinaus . E s gilt einer Entwicklung
Einhalt zu gebieten, die den vom geltenden Recht
unb ehinderten Einsatz des Militärs zu politischen

Zwecken für D eutschland wieder zur Normalität
machen will und die Öffentlichkeit auf diese Un-
geheuerlichkeit einzu stimmen versucht. In Dr.
Gauland s Tage sspiegel-Kolumne wird die s zu-
gleich strategisch mit der unterschwelligen mora-
lischen Diskreditierung derj enigen als politikun-
fähige und weltfremde Träumer verbunden, die
die Anwendung militärischer Gewalt angesichts
der schrecklichen Erfahrungen mit Kriegen und
den damit untrennb ar einhergehenden Gewalt-
E skalationen insb e sondere auch gegenüb er
Nicht-Komb attanten (»Kollateralschäden«) ableh-
nen o der j edenfalls auf der strikten Einhaltung
der völker- und verfassungsrechtlichen Grenzen
b eharren .

Dr. Dieter Deisero th ist Rich ter am Bundesver-

waltungsgerich t. Neben seiner rich terlichen Tä-

tigkeitpubliziert er vor allem zu Fragen des Ver-

fassungs- und Völkerrech ts so wie der Verfas-

sungsrech tsgesch ich te vor und während des Na-

tio nalsozialism us. Der h ier veröffentlich te Text

ist erstmals am 23. Juli 2012 bei »Hin tergrund. o n-

line« ersch ienen (h ttp://www. h in tergrund. de/

201208062188/h intergrund/medien/einstim-

m ung-a uf-verfassungs-und-voelkerrech tsbruch.

h tml)

Theodor Ziegler

Ausstieg 2 .0
Nach dem Atomausstieg auch der Ausstieg aus dem Militär?
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4) http ://www. ippnw. de/commonFiles/p dfs/Frieden/B o dy_
Count_Opferzahlen2 0 1 2 . pdf − Zugriff am 3 0 . 0 5 . 2 0 1 2 , S . 2 1 (Im Ir-
akkrieg zwischen mehreren Hunderttau senden und einer knap-
pen Million Menschen) S . 60 (Im Afghanistankrieg von 2 0 0 1 bis
2 0 1 1 zwischen 70 . 60 4 und 1 0 0 . 479 direkt getötete Menschen)

5 ) http ://www. zeit. de/online/2 0 0 8/0 9/stiglitz-irakkrieg-ko sten −
Zugriff am 3 0 . 0 5 . 2 0 1 2

6) http ://www. tagesanzeiger. ch/ausland/amerika/D ie-wahren-Ko s-
ten-de s-Kriegs/story/2 0 4 0 3 89 6 − Zugriff am 3 0 . 0 5 . 2 0 1 2

7) http ://www. manager-magazin . de/unternehmen/arti-
kel/0 , 2 8 2 8 , 69 5 4 1 9 , 0 0 . html − Zugriff am 3 0 . 0 5 . 2 0 1 2

8) D er Priester und frühere Misereor-ChefJo sef S ayer: „Ab ermilliar-
den wurden vergeudet für einen sinnlo sen Krieg . Wenn der We s-
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tung au s . Während b ei der Atomenergie die damit
verbundenen Gefahren und Risiken ein uner-
wünschter Neb eneffekt sind , ist b eim Militär gera-
de die Vernichtungskap azität der entscheidende
Faktor. Obwohl kein vernünftiger Mensch einen
Krieg wollen kann, erhoffen sich die üb er Militär-
potentiale verfügenden PolitikerInnen von der
Zerstörungskraft der ihnen zu Geb ote stehenden
(Massen)Vernichtungswaffen Schutz gegen die
Zerstörungspotentiale möglicher Gegner sowie
politische Handlungsfreiheit und Nachdruck für
ihre j eweiligen politischen Ziele .

Im Klartext heißt dies für die sich zur we stli-
chen Wertegemeinschaft zählenden die Politike-
rInnen : Um Frieden, Freiheit, D emokratie , Men-
schenrechte o der wirtschaftliche Interessen zu si-
chern, ist man im äußersten Fall zum Krieg b ereit
− wenn es sein mu ss , auch mit allen zur Verfügung
stehenden Mitteln . D enn die alleinige Drohung
mit militärischen Mitteln ohne die B ereitschaft
zur Anwendung wäre wirkungslo s , die Drohung
mit der B ereitschaft zur Anwendung j edo ch un-
verantwortb ar. Somit b eginnt d as unverantwortli-
che Tun schon − wie auch im strafrechtlichen B e-
reich − mit der Vorb ereitung . Die se Fähigkeit und
B ereitschaft bis zum Vergeltungsgenozid

2 )

, ist
nach den Erfahrungen des Zweiten Weltkrieges
und vieler weiterer folgender Kriege unb egreif-
lich .

D o ch nicht erst ein weiterer großer Krieg wä-
re das Problem . Schon die heutigen Aufwendun-
gen für die Militärapp arate weltweit verschlingen
Unsummen dringend b enötigter Gelder (2 0 1 1 b e-
trugen die weltweiten Rüstungsausgab en 1 , 6 B il-
lionen US-D ollar, d .h . b ei 7 Mrd . Erdenb ewohnern
sind es pro Kopf 2 2 8 , 5 7 US-D ollar)

3 )

, vergeuden
Rohstoffe , b elasten die Umwelt unnötigerweise
und tragen somit auch ohne einen Krieg zum To d
vieler Menschen b ei .

D ab ei zeigt allein die Ge schichte der vergan-
genen hundertJahre , dass der Versuch, mit kriege-
rischen Mitteln den Frieden erringen o der si-
chern zu wollen, zum Scheitern verurteilt ist.
Selb st wenn die Großmächte meinen, sich gegen-
seitig ab schrecken zu können, so b e steht ständig
die Gefahr eine s Kriege s au s einem technischen
Versehen herau s o der die Gefahr einer E skalation
regionaler Konfliktherde wie z . B . im Nahen O sten
zu einem glob alen Krieg, in dem längst üb erwun-
den geglaubte Systemgrenzen wie die zwischen
We st und O st wiederb elebt werden können .

Auch die letzten b eiden von den USA ange-
führten (Angriffs) Kriege im Irak und in Afghanis-
tan waren bislang weder verhältnismäßig no ch

zielführend in B ezug auf die ange strebte B e seiti-
gung der Terrorgefahr, ge schweige denn frie-
densfördernd , sondern brachten Hundertausen-
den von Menschen den To d

4)

, Verstümmelungen,
psychische Leiden und verschlangen Unsummen
von Geld . D amit wird ständig neuer Hass gesät,
der sich b ei nächster Gelegenheit in Terror wan-
delt. Gegenwärtig versuchen die kriegführenden
au sländischen Regierungen ihre Truppen mit
möglichst wenig Gesichtsverlu st au s dem nicht
gewinnb aren Krieg wieder nach Hause zu b ekom-
men.

E s fragt sich, warum die j etzt ange strebten Ver-
handlungen mit gemäßigten Talib an-Führern
nicht schon vor dem Kriegsb eginn 2 0 0 1 versucht
worden sind . D amals dürfte es sicher leichter ge-
wesen sein . Hätten die USA und die sie militärisch
unterstützenden Staaten nur einen Bruchteil der
inzwischen für den Krieg fraglo s ausgegeb enen
Mittel (im Irak nach B erechnungen de s Wirt-
schafts-Nob elpreisträgers Jo seph Stiglitz 3 Billio-
nen US-D ollar

5 )

, in Afghanistan 4 B illionen US-D ol-
lar

6)

, davon entfallen laut DIW allein auf D eutsch-
land 3 6 Mrd . Euro

7)

) verwandt, durch wirtschaftli-
che Ko operation an der B e seitigung der Sp annun-
gen zwischen islamischen und we stlichen Staaten
zu arb eiten, wären Hunderttausende Menschen −
afghanische und irakische wie auch amerikani-
sche und europ äische no ch am Leb en .

8)

Seit dem Vietnamkrieg und den Kriegen in Af-
ghanistan hat sich der unsymmetrische Krieg he-
rau sgebildet. Militärische Supermächte sind nicht
mehr im Stande , zu allem entschlo ssene , guerilla-
mäßig operierende Gegner mit konventioneller
Kriegsführung zu b e siegen. Andererseits wäre
der Einsatz von atomaren, biologischen o der che-
mischen Massenvernichtungswaffen nach den
schrecklichen Erfahrungen von Hiro shima und
Nagasaki durch nichts zu rechtfertigen.

Eb enso hab en die Terroranschläge von Al Qai-
d a u . a. vor Augen geführt, dass militärisch ho chge-
rüstete Staaten dagegen machtlo s sind . Allenfalls
verstärkte polizeiliche Maßnahmen können ver-
hindernd wirken.

2 . Die Notwendigkeit und Benennung
eines klaren Zieles

D as Vorgenannte ist Grund genug, üb er einen
Au sstieg au s der untauglichen und gefährlichen

2 ) Schell, Jonathan : Die Politik de s Friedens , München 2 0 0 6 , S . 379

3) (http ://de . ib times . com/article s/2 4 2 2 6/2 0 1 1 0 60 8/weltweite-mi -
lit-rau sgab en-u sa-unangefo chten-vorne-weg . htm − Zugriff am
8 . 4 . 2 0 1 2 ) ; der bundesdeutsche Verteidigungshau shalt für 2 0 1 2
b eläuft sich auf 3 1 , 7 Mrd . Euro (http ://de .wikipedia. org/wiki/Ver-
teidigungsetat# 2 0 1 2 − Zugriff am 8 . 4 . 2 0 1 2 ) , d .h . b ei 8 2 Mio . Ein-
wohner pro Kopf 3 8 6 , 5 8 Euro .
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Form der militärischen Friedenssicherung nach-
zudenken . Im Vergleich zum Atomau sstieg dürfte
die s j edo ch wesentlich schwieriger werden.
Hängt doch am Militär eine Jahrtausende alte Tra-
dition der Machtsicherung und Männlichkeitsvor-
stellungen und kein Staatsempfang scheint ohne
»militärische Ehren« möglich zu sein. Kriege bil-
den die Eckdaten der Ge schichtsschreibung. Die
selb stverständliche D aseinsb erechtigung de s mi-
litärisch-indu striellen Komplexes sowie die Sinn-
haftigkeit militärischer Bündnissysteme gelten
bis auf den heutigen Tag als sakro sankt. Interes-
santerweise macht es dab ei keinen Unterschied ,
ob es sich um Diktaturen o der D emokratien han-
delt. Auch in Letzteren können sich viele , viel-
leicht sogar die meisten Menschen ein Leb en
ohne den vermeintlichen militärischen Schutz
nicht vorstellen. Und wenn e s wie in D eutschland
aus politischen

9)

und ökonomischen Gründen zu
p artiellen Standortschließungen kommt, fällt es
nicht nur konservativen Lande spolitikern schwer,
sich von Militär und Rü stung zu trennen .

1 0)

Selb st in weiten B ereichen von Friedensb ewe-
gung

1 1 )

und Friedensforschung wird nicht in glei-
cher Weise , wie in der Anti-AKW-B ewegung der
Au sstieg au s der Kernenergie ange strebt wurde ,
die Forderung nach dem Ausstieg aus dem Ge-
samtsystem Militär erhob en, gewissermaßen
nach einem Au sstieg 2 . 0 . Man b eschränkte und b e-
schränkt die Kritik auf b esonders brisante Symp-
tome der Militärpolitik wie z . B . AB C-Waffen, Neut-
ronenb omb e , Nato-Nachrü stung, Rü stungsex-
porte , Streub omb en, Antipersonenminen, Uran-
munition, Wehrpflicht − ohne j edo ch das Militär
grund sätzlich in Frage zu stellen. Wäre denn eine
Bunde swehr mit nur konventioneller B ewaff-
nung für Pazifisten akzeptab el und für sogenann-
te Re alpolitiker au sreichend ? Liegt es nicht in der
Logik de s militärischen Üb erlegenheitsstreb ens ,
sich fortlaufend um die effiziente sten Waffensys-
teme zu b emühen − mit der Folge , nicht mehr ge-
brauchte s Material gewinnbringend zu veräu-
ßern bzw. neue s Material au s Wirtschaftlichkeits-
gründen in größeren Stückzahlen zu pro duzie-
ren, wo durch j eweils der Rüstungsexport genährt

wird ? Sicherlich ist e s sinnvoll, die Militärkritik zu
konkretisieren und die Gipfel der Inhumanität zu
brandmarken . Ohne j edo ch das entscheidende
Ziel , die Ab schaffung de s Kriegs und de shalb die
des Militärs im Auge zu hab en und auch im Munde
zu führen, bleib en die se Aktionen ohne entmilita-
risierende Wirkung . Erst eine klare Forderung
nach vollständiger Entmilitarisierung lässt d as In-
tere sse an Alternativen wachsen . Ab er auch das
Umgekehrte gilt : Erst die Vorstellung von klaren
Alternativen zur militärischen Sicherheitspolitik
b efähigt und motiviert die Menschen, sich für die
Entmilitarisierung zu engagieren .

1 2)

Immer wieder ist von ehemals führenden Köp-
fen der Friedensb ewegung zu hören und zu le-
sen

1 3 )

, sie seien keine Pazifisten bzw. auf die Bun-
deswehr könne selb stverständlich nicht verzich-
tet werden . Offenb ar b esteht die Sorge , mit einer
klaren Entmilitarisierungsforderung als welt-
fremde Visionäre zu gelten . Nach ihren sicher-
heitspolitischen Vorstellungen gefragt, b eziehen
sie sich auf p artielle Abrü stungsschritte hin zu mi-
litärischen D efensivstrukturen

1 4)

. D o ch hätten wir
heute eine D emokratie , wenn deren Vorkämpfer
sich nicht als D emokraten verstanden und trotz al-
ler Widrigkeiten an der Re alisierung dieses Zieles
festgehalten hätten? Wären Rassentrennung und
Ap artheid j e abge schafft worden, wenn deren Kri-
tiker nicht d as erklärte Ziel einer integrierten Ge-
sellschaft verschiedener Hautfarb en bzw. die For-
derung »one man one vote« ganz klar erhob en hät-
ten?

Wenn Krieg das größte Verbrechen an der
Menschheit b edeutet, muss er genau so wie die
Sklaverei, Ap artheid und Diktatur geächtet wer-
den . Wenn Krieg unter keinen Umständen mehr
sein darf, dann darf er auch nicht vorb ereitet wer-
den, auch nicht durch die Vorhaltung von Arme-
en . Wer wirklich keinen Krieg mehr will, mu ss −
wenn nötig auch einseitig − die Entmilitarisierung
anstreb en .

3 . Und wo sind
die Alternativen zum Militär?

Ähnlich wie b eim Atomausstieg stellt sich nun die
Frage nach Alternativen : Wie können B edrohun-
gen durch feindliche Staaten abgewendet, Frei-
heit, D emokratie und Menschenrechte geschützt

ten d amals versucht hätte , aus christlicher Tradition , das B ö se
durch das Tun des Guten zu üb erwinden‘ , wie es im Römerbrief
heißt, und auch nur mit einem Teil des Gelde s Friedens- und Ent-
wicklungsarb eit gefördert hätte , wären die Sp annungen zwi-
schen muslimischen Ländern und dem We sten nicht eskaliert.
D as hätte zu echter Sicherheit geführt, während die Kriege nur
no ch mehr Unsicherheit gebracht hab en . “ (Publik-Forum 7/2 0 1 2 ,
S . 9)

9) So stimmten die alliierten Siegermächte in den 2 + 4-Verhandlun-
gen nur unter der M aßgab e einer H alb ierung der gesamtdeut-
schen Streitkräfte der Wiedervereinigung D eutschlands zu .

1 0) http ://www. rhein-zeitung . de/regionales_artikel,-B eck-Schlie s-
sung-von-Bundeswehr-Standorten-falsch-_arid , 9 2 49 8 . html − Zu-
griff am 1 0 . 4 . 2 0 1 2 http ://www.welt. de/regionales/stuttgart/ar-

ticle 1 3 4 8 3 1 2 5/Kretschmann-will-sich-fuer-Standorte-einsetzen.
html − Zugriff am 8 . 4 . 2 0 1 2

1 1 ) Eine rühmliche Ausnahme bildet das schon j ahrzehntelange En-
gagement der Kieler DFG-VK-Gruppe unter Federführung von
Gottfried Müller mit der B ro schüre „ Bunde swehr ab schaffen“
und neuerdings via homep age : www. bunde swehrab schaffen. de

1 2 ) Auch hier ist die Parallele zur Anti-AKW-B ewegung hilfreich : H ät-
ten sich nicht seit den 1 970 er Jahren umweltb ewu sste Menschen
daran gemacht, durch Energieeinsp arung und Eigenb auten rege-
nerativer Energiesysteme Alternativen zu entwickeln − zwischen-
zeitlich in indu striellen Dimensionen, wäre der Atomausstieg ge-
nau so wenig vorstellb ar wie es gegenwärtig in Frankreich der Fall
ist.

1 3 ) z . B . Erhard Eppler, Ulrich Frey, Margot Käßmann

1 4) In den 1 9 8 0 erJahren schlugen Autoren wie Horst Afheldt u . a. vor,
die militärische Landesverteidigung so zu gestalten, dass sie offen-
kundig ungeeignet ist für Angriffskriege , j edo ch ho cheffizient, ei-
nen ins Land eingedrungenen Aggre ssor durch sogenannte Tech-
no-Kommando s aufzureib en. siehe B iehle , Alfred (Hg .) Alternati-
ve Strategien, Koblenz 1 9 8 6 , S . 62 1 ff.
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und der Schutzverantwortung gegenüb er ande-
ren b edrohten Staaten o der Volksgruppen nach-
gekommen werden? Wie können die wirtschaftli-
chen Intere ssen der Bundesrepublik D eutsch-
land , die Rohstoff- und H andelswege ge sichert
werden?

Vermutlich ist die Unkenntnis von Alternati-
ven ein ganz entscheidender Grund für die
scheinb are Alternativlo sigkeit einer militärischen
Landesverteidigung − getreu einer von Helmut
Schmidt während der Nachrüstungsdeb atte zi-
tierten alten Hamburger Kaufmannsregel : Man
schüttet das alte Wasser nicht weg, b evor man kein
neues hat. Ab er gibt es wirklich nichts Neues ?

D er Suche nach alternativen Sicherheitsstrate-
gien sollte j edo ch eine B edrohungsanalyse

1 5 )

vo-
rangestellt werden :
• Was sind die zu schützenden Werte und Güter?
• Durch wen o der was werden diese b edroht?
• Wie groß sind der Schadensumfang der B edro-
hung und ihre Eintrittswahrscheinlichkeit?

D arau s und im Abgleich mit den universellen
Menschenrechten sowie den j e eigenen religiö-
sen o der weltanschaulichen Üb erzeugungen
kann dann eine nichtmilitärische Friedens- und Si-
cherheitspolitik entworfen werden . D ass auch ei-
ne solche Konzeption mit Risiken verbunden ist
und dass offene Fragen zur B e arb eitung bleib en,
liegt in der Natur der Dinge . Diese sollten j edo ch
immer im Vergleich zu den Risiken und ungeklär-
ten Fragen der militärischen Friedenssicherung
gesehen werden .

B eispiele für die Wirkungsweise gewaltfreier
Aufstände und Widerstände als Alternative zu ge-
waltsamen Revolutionen und Bürgerkriegen gibt
es seit 9 0 Jahren zuhauf: Ruhrkampf 1 9 2 3 , Unab-
hängigkeitskampf in Indien ab 1 9 2 4 (Gandhi) , ge-
waltfreie Widerstand saktionen während des
Zweiten Weltkrieges in Norwegen, D änemark
und D eutschland , Bürgerrechtsb ewegung in den
USA (Martin-Luther King) gegen die Rassentren-
nung ab 1 9 5 5 , Widerstand der Tschecho slowaken
gegen der Okkup ation durch die Warschauer-
Pakt-Staaten 1 9 68 , Sturz de s Marco-Regime s auf
den Philippinen 1 9 8 6 , B efreiung o steurop äischer
Länder durch Bürgerb ewegungen (z . B . Solidar-
no sc in Polen ab 1 9 8 0) , Wende in der DDR 1 9 89
(die se geradezu epo chalen Ereignisse auf deut-
schem B o den geraten leider immer mehr in Ver-
gessenheit) , Sturz des Diktators Charle s Taylor
durch die christlichen und mu slimischen »Frauen
für Frieden« in Lib eria 2 0 0 3 , Faceb o ok-Revolution
in Tune sien und Ägypten 2 0 1 1 und viele andere .
In die sem Zusammenhang ist auch auf die Studie
»Why civil resistance works : the strategic logic of
nonviolent conflict« von Maria J . Stephan/Erica
Chenoweth

1 6)

zu verweisen, die durch die Au swer-

tung von 3 2 3 Aufständen von 1 9 0 0 bis 2 0 0 6 empi-
risch b elegt, dass gewaltfreie s Konfliktverhalten
eine doppelt so hohe Erfolgsquote und eine um
zwei Drittel geringere Misserfolgsquote hat wie
der b ewaffnete Kampf. Eb enso ist die Nachhaltig-
keit gewaltfrei erzielter Konfliktlö sungen wesent-
lich höher.

Diese Erfahrungen mit mehr o der weniger
strukturiertem gewaltfreiem Handeln, die dab ei
zutage getretenen Wirkungsweisen und Proble-
me wurden und werden politikwissenschaftlich
aufge arb eitet.

1 7)

Auf der B asis die ser Erkenntnisse
gilt es für eine Indu strienation wie die Bunde sre-
publik D eutschland eine Konzeption gewaltfreier
Friedens- und Sicherheitspolitik zu entwickeln .
Folgende Punkte dürften dab ei eine b e sondere
Rolle spielen:
• Qu alifizierung der BürgerInnen und Politike-
rInnen im Allgemeinen und spezieller Friedens-
fachkräfte im B e sonderen für gewaltfreie Kon-
fliktb e arb eitung − (Weiter) Entwicklung einer ge-
waltfreien Konfliktkultur auf allen Eb enen
• (infra) strukturelle Voraussetzungen für die

Wahrung der politischen und wirtschaftlichen
Unabhängigkeit des Lande s − im Zu sammenspiel
mit ökologischen und solid arischen Zielen
• Rü stungskonversion und alternative B eschäfti-
gungen für bisherige Bunde swehrangehörige
• internationale Ko operationen zur gewaltfreien
Konfliktregelung
• internationale polizeiliche Ko operation zur Ver-
brechensb ekämpfung
• Ko operation von Katastrophenschutzkräften
b ei Natur- und technischen Großkatastrophen

4. D as Novum eines Militärausstieges

Die Entscheidung zum Atomau sstieg traf
D eutschland einseitig für sich, ohne auf eine ge-
meinsame europ äische Entscheidung zu warten
und b efindet sich d amit in Gesellschaft vieler an-
derer Industrienationen wie Italien und Ö ster-
reich, die ohne Atomenergie au skommen.

In S achen Entmilitarisierung sieht e s etwas an-
ders au s : Außer Co sta Rica und no ch viel kleineren
Ländern gibt es keinen mittleren o der großen
Staat, der j e auf sein Militär verzichtet hätte . Inso-
fern wäre ein Ausstieg 2 . 0 ein Novum .

Die b e sondere historische Verantwortung
D eutschlands prädestiniert j edo ch die Bunde sre-
publik zu dieser Vorreiterrolle . D adurch ist eine
nicht zu unterschätzende Signalwirkung auf an-
dere Länder vorstellb ar nach dem Motto : Wenn
die D eutschen kein Militär mehr brauchen, wa-
rum sollen d ann wir so viel Geld für die Rüstung

1 5 ) siehe auch Hedtj ärn u . a. : Verteidigung ohne Krieg − die skandina-
vische Alternative , Wupp ertal 1 974

1 6) Stephan, M aria J . and Chenoweth , Erica (2 0 0 8) „Why civilian resi-

stance works : the strategic logic of nonviolent conflict“ , Interna-
tional Security 3 3 ( 1 ) , New York 2 0 1 1

1 7) Seit den 1 9 60 er Jahren entwickelte insb esondere der B erliner Po-
litologe Theo dor Eb ert das Konzept der Sozialen Verteidigung als
Alternative zur militärischen Friedenssicherung im O st-West-Ge-
gensatz .
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verschwenden. Auch könnte durch ein im Ver-
gleich zu bisher wesentlich gesteigerte s Engage-
ment der Ersten Hilfe b ei weltweiten Großkata-
strophen, ab er auch b ei der strukturellen Ent-
wicklungszu sammenarb eit mit armen Ländern
das internationale Ansehen D eutschland s nur ge-
winnen .

Mit einer solchen Vorreiterrolle würde sich
D eutschland nicht, wie vielfach b efürchtet, um
seine internationale Verantwortung drücken − im
Gegenteil, es würde sie in b esonderer und vor-
bildlicher Weise wahrnehmen .

5 . Die möglichen Träger
eines Militärausstiegs

Welche ge sellschaftlichen Gruppen können eine
solche Entwicklung herb eiführen? B ei den politi-
schen Parteien waren nach dem kurzen Intermez-
zo der Ge samtdeutschen Volksp artei in den
1 9 5 0er Jahren erstmals die 1 9 8 0 gegründeten
Grünen mit pazifistischen Forderungen angetre-
ten, hab en die se j edo ch seit dem Jugo slawien-
krieg mehrheitlich aufgegeb en . D erzeit vertritt in
der Bundesrepublik lediglich Die Linke als Partei
eine konsequent antimilitaristische Po sition

1 8)

mit
der Folge , von den anderen Bunde stagsp arteien
der »Politikunfähigkeit« geziehen zu werden .

Von d aher reicht e s nicht au s , au sschließlich
auf eine Partei zu setzen, sondern e s gilt, in allen
Parteien die militärkritischen PolitikerInnen für
die sen Weg zu gewinnen . In allen politischen La-
gern sind Abgeordnete , die in ihrer Vita die Zivil-
dienstableistung angeb en und deshalb erfolg-
reich ihre Anerkennung als Kriegsdienstverwei-
gerer au s Gewissensgründen b eantragt hab en.
Rechtlich war die s nur möglich mit B egründun-
gen, die j egliche Form militärischer Gewaltan-
wendung und Gewaltandrohung als nicht verant-
wortb ar verworfen hab en . Die se Volksvertreter
werden j edo ch nur dann gegen ihre bisherige Par-
teilinie und den Fraktionszwang aktiv werden,
wenn sie merken, dass eine breite B ewegung vie-
ler gesellschaftlicher Gruppen in Politik, Kirchen,
Gewerkschaften, Bürgerinitiativen für Frieden,
Ökologie , Menschen- und Bürgerrechte , weltwei-
te Solidarität u sw. üb er ihre j e eigenen Anliegen
hinau s eine Entmilitarisierung fordert.

D amit dieses Ziel üb erhaupt in den Blick
kommt und wünschenswert wird , b edarf es Sze-
narien üb er eine Welt ohne Militär, ab er auch Mo-
delle , wie einzelne Länder einseitig einen Anfang
machen können .

Von den ob en genannten ge sellschaftlichen
Gruppen hab en die Kirchen eine ganz b esondere
Affinität zur Gewaltfreiheit. Hat do ch die christli-

che Religion die Üb erwindung des B ö sen durch
Tun de s Guten in ihrem Leitbild . D as Kriegshand-
werk war in der frühen Christenheit unvereinb ar
mit der Zugehörigkeit zur Kirche . D ass dieser An-
satz durch die Konstantinische Wende im vierten

Jahrhundert bis in die Gegenwart in ihr Gegenteil
verkehrt wurde , ist eine traurige Verdrehung des
Vorbilds Je su mit im wahrsten Sinne verheeren-
den Folgen

1 9)

.
Umso erfreulicher ist e s nun, dass in vielen

christlichen Konfe ssionen Menschen für eine
friedensethische Reformation eintreten und ihre
Kirchen auffordern, die bisherige B ej ahung des
Militärs kritisch zu üb erdenken und aufzugeb en .

B ei kirchlichen Disku ssionen ist intere ssan-
terweise nicht der theologische S achverhalt strit-
tig, sondern seine Umsetzung in die verteidi-
gungspolitische Praxis : Wie kann man sich o der
andere denn ohne militärische Waffen gegen An-
griffe schützen?

Die s unterstreicht einmal mehr die Notwen-
digkeit, gewaltfreie Konfliktlö sungsmo delle ,
auch im internationalen B ereich, zu vermitteln
und Szenarien eine s Wege s dorthin zu entwerfen
und in die Disku ssion einzubringen .

6. Weg zur Entmilitarisierung

D er erste Schritt auf dem Weg zur Entmilitarisie-
rung muss eine kritische Selb streflexion sein.

Die Ursachen für internationale Konfliktsitu a-
tionen und für die Terrorgefahr sollten nicht aus-
schließlich b ei den j eweiligen Gegnern, Gefähr-
dern bzw. Feinden ge sehen werden . Allein die Tat-
sache , dass der deutsche Leb ensstil b ei einer welt-
weiten Verallgemeinerung mehrere Erden vo-
rau ssetzte , zeigt unseren problematischen Anteil
am Verteilungskampf und ist gleichzeitig ein we-
sentlicher Grund für die weltweiten Bundeswehr-
einsätze . Im selb en Grad sind wir üb erproportio-
nal Verursacher de s Klimawandels und dessen
auch gewaltförmigen Auswirkungen . Die in der
Nato unter Führung der USA gemeinsam Krieg ge-
gen den Terror führenden Staaten sind somit ein
Bündnis der reichen Länder gegen ärmere Teile
der Welt. Hinzu kommen die deutsche Kriegswaf-
fenpro duktion und der Rüstungsexport (Rang 3
weltweit) selb st in Spannungsgebiete wie Türkei,
Saudi-Arabien, Israel u .v. a.

Die se kritische B e stand saufnahme unserer ei-
genen Verwob enheit in die Strukturen von Unge-
rechtigkeit und Zerstörung ist Vorau ssetzung für
den Abb au von Kriegsursachen. D er Entwurf für
eine gewaltfreie Friedenspolitik muss de shalb
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1 9) Auch die Evangelische Kirche hat seit dem B auernkrieg 1 5 2 5 kei-
nem deutschen Militäreinsatz, weder in den b eiden Weltkriegen
im letzten Jahrhundert no ch im Ko sovo- o der Afghanistankrieg
widerspro chen . Wie hätte Hitler den 1 9 39 den Zweiten Weltkrieg
b eginnen können, wenn die christlichen Kirchen, wie von D iet-
rich B onho effer 1 9 3 4 auf Fanö gefordert, ihren Söhnen im Geiste

Je su den Waffendienst verb oten hätten?

1 8) Siehe Flugblatt zur Landtagswahl am 1 3 . 5 . 2 0 1 2 in NRW http :
//www. dielinke-nrw. de/file admin/kvweb site s . material/Flyer.

pdf/linkenrw_ltw2 0 1 2-flyer-frieden_Kopiervorlage- 1 c . pdf − Zu-
griff am 2 5 . 0 5 . 2 0 1 2



Hand in Hand gehen mit den B emühungen um ei-
ne solidarische , faire und nachhaltige Leb enspra-
xis .

Zur Anregung hier nun skizzenhaft ein Szenario
für den Au sstieg 2 . 0 − die Entmilitarisierung
D eutschlands

Phase I (ab 2 0 1 3 )
• Konstruktion : Entwicklung von Konzepten der
Entmilitarisierung und de s Aufb au s einer gewalt-
freien Friedenssicherung durch Friedensorgani-
sationen und Friedensforschungsinstitute
• Militärkritik: Wissenschaftliche Evalu ation der
militärischen Friedenssicherung in B ezug auf
Wirksamkeit, Folgen, Ko sten und die Vereinb ar-
keit mit den Menschenrechten
• Disku ssion: B reite ge sellschaftliche B ewu sst-
seinsbildung durch Disku ssionen in Friedensor-
ganisationen, Kirchen, Bürgerinitiativen für Eine-
Welt, Umweltschutz, Kunst, Medien, Gewerk-
schaften, Unternehmerverb änden, Parteien u sw.
üb er die Entmilitarisierung D eutschlands und
Umstellung auf gewaltfreie Formen der Konflikt-
lö sung
• Ko operation : Au stau sch und Zusammenarb eit
mit Friedensorganisationen in anderen europ ä-
ischen Ländern (z . B . in Ö sterreich und Schweiz)

Phase II (ca. ab 2 0 1 5 )
• Politische Entscheidungsfindung für einen Mili-
tärau sstieg (Au sstiegsge setz, das eine schrittweise
Reduktion des Verteidigungshau shalte s und des
personalen und waffenmäßigen Umfangs der
Bunde swehr innerhalb von fünf Jahren vorsieht
und eine zivile Verwendung der Soldaten sowie
die Förderung der Rüstungskonversion regelt)
• Ko operation mit anderen entmilitarisierungs-

willigen Ländern in der Europ äischen Union und
darüb er hinaus

Phase III (ca. ab 2 02 0)
• Änderung der Verteidigungsge setze , insb eson-
dere :
− Streichung de s Art. 1 2 a GG (Wehrpflicht) und
Art. 1 7 a (Grundrechteeinschränkung b ei Solda-
ten)
− Änderung de s Art 2 0 , 4 (anstelle »Recht auf Wi-
derstand« »Recht auf gewaltfreien Widerstand«)
− Änderung de s Art. 2 6 (nicht nur der »Angriffs-
krieg« sondern auch der »Verteidigungskrieg« ist

verfassungswidrig; Rü stungspro duktion − mit
Au snahme von Polizei-, Jagd- und (Luft-
druck) Sportwaffen − und der entsprechende
H andel und Export sind verb oten)

− Änderung de s Art. 87 a (anstelle von »D er Bund
stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf. « »D er Bund
fördert und ko ordiniert den Aufb au gewaltfreier
Verteidigungsstrukturen«)
• (j e nach dem Entwicklungsstand der Europ ä-
ischen Union) entsprechende Änderung der eu-
ropäischen Verteidigungspolitik

7. Die Realität in Blick behalten

• Während der Atomau sstieg lediglich die soge-
nannte Atomlobby und die B e schäftigten tan-
giert, ist b eim Militärau sstieg mit Vorb ehalten
und Widerstand auf breiter Eb ene zu rechnen: An-
gefangen b ei vielen BürgerInnen mit militäri-
schem Schutzb edürfnis , üb er MilitärpolitikerIn-
nen, Sold atInnen und sonstigen BW-B e schäftig-
ten, die Rüstungs(export)lobby, die Re servisten-
kameradschaften und militärischen Traditions-
vereine , Standortkommunen, möglicherweise
auch die Militärseelsorge und die Gewerkschaf-
ten mit existenziellen Intere ssen, bis hin zu
den(Kriegs) Spielzeugherstellern, Medien u sw.
Um auch die bisher auf militärische Lö sungen set-
zenden Menschen zu gewinnen, sind B emühun-
gen um zivile Weiterb eschäftigungen und Rü s-
tungskonversion b e sonders wichtig .
• Während der Aufb au einer Armee nicht unb e-
dingt einer demokratischen Willensbildung ent-
springen mu ss , ist eine Entmilitarisierung und vor
allem eine gewaltfreie Landesverteidigung nur
möglich, wenn die B evölkerungsmehrheit dafür
o der zuminde st nicht dagegen steht und eine gro-
ße Zahl von Menschen sie zu praktizieren b ereit
ist. Sie mu ss vom Bunde stag b e schlo ssen werden .
Die se s Ziel zu erreichen erscheint sehr schwer, es
ist j edo ch nicht unmöglich und auf j eden Fall not-
wendig . Wenn es gelingt, eine Ko alition au s kriti-
scher Vernunft, wie auch immer b egründeter Hu-
manität, Nächsten- und Feindeslieb e und Schöp-
fungsverantwortung zu bilden, könnte die erfor-
derliche Mehrheit zu sammenkommen . D en Ver-
such wäre e s wert − ihn nicht zu wagen, wäre un-
verzeihlich .

Theodor Ziegler ist Reliogio nspädagoge und Mit-

glied der DFG-VK.
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